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(Nr. 14070.) Geſetz zur Regelung der Erbenzins⸗ und Erbpachtverhältniſſe in den Fehn⸗Kolonien der 
Provinz Hannover. Vom 24. Januar 1934. €) 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


Artikel 1. 


Das Geſetz über die Aufwertung von Erbpachtzinſen (Kanon), Grundmieten, Erbleihen und 
ähnlichen Anſprüchen vom 28. Dezember 1927 (Geſetzſamml. S. 215) wird wie folgt geändert: 


1. 8 20 Abſ. 1 erhält folgenden Zuſatz: 
Dasſelbe gilt, wenn Streit darüber beſteht, ob die Erbpachtzinſen uſw. Fehn⸗ 
Erbpachtzinſen (SS 12 ff.) ſind. 


2. 8 21 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

(©) Im Falle der SS 13, 20 Abſ. 1 Satz 2 iſt Aufwertungsſtelle eine bei dem 
Amtsgericht in Aurich gebildete Einigungsſtelle. Die Einigungsſtelle iſt mit einem 
Richter als Vorſitzenden und zwei nichtrichterlichen Beiſitzern beſetzt. Der Vorſitzende 
und ſein Stellvertreter werden von dem Juſtizminiſter im Benehmen mit dem 
Landwirtſchaftsminiſter aus dem Kreiſe der im Landgerichtsbezirk Aurich planmäßig 
angeſtellten Richter beſtellt, die Beiſitzer und ihre Stellvertreter werden von dem 
Oberpräſidenten (Landeskulturabteilung) in Hannover ernannt. Je einer der 
Beiſitzer wird aus dem Kreiſe der Erbverpächter und aus dem Kreiſe der Erbpächter 
entnommen. 


3. § 23 wird wie folgt geändert: 
a) Im Abſ. 1 Satz 1 wird hinter das Wort „Aufwertungsſtelle“ der Zuſatz eingefügt 
„So s ,. 
b) Als Abſ. 3 wird folgende Vorſchrift angefügt: 

(8) Die Entſcheidung der im § 21 Abſ. 2 bezeichneten Aufwertungsſtelle 
iſt endgültig. Die Aufwertungsſtelle hat in ihrer Entſcheidung feſtzuſtellen, 
in welcher Höhe der feſtgeſetzte Aufwertungsſatz zur Sicherſtellung der dauernden 
Forterhaltung der für die Kolonie unentbehrlichen Einrichtungen beſtimmt 
worden iſt ($ 13 Ab. 2 Satz 1). f 
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Ati ke 


Iſt beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes ein Verfahren zur Feſtſetzung des Aufwertungsſatzes 
(8 13 des Geſetzes über die Aufwertung von Erbpachtzinſen uſw. vom 28. Dezember 1927 — 
Geſetzſamml. S. 215 —) anhängig, jo geht es, falls die Aufwertungsſtelle noch nicht entſchieden 
hat, in der Lage, in der es ſich befindet, auf die im Artikel 1 Nr. 2 beſtimmte Aufwertungsſtelle über. 
Hat die bisher zuſtändige Aufwertungsſtelle beim Inkrafttreten des Geſetzes bereits ent⸗ 
ſchieden, ſo behält es wegen der Rechtsmittel gegen dieſe Entſcheidung bei den bisherigen Vor⸗ 
ſchriften ſein Bewenden. Auf Antrag einer Partei hat das Beſchwerdegericht jedoch unter Auf⸗ 
hebung der Entſcheidung der Aufwertungsſtelle das Verfahren an die nach Artikel 1 Nr. 2 zuſtändige 
Aufwertungsſtelle zu verweiſen; in dieſem Falle gilt für das weitere We die Vorſchrift des 
Artikels 1 Nr. 3 b. 


Artikel 3. 


§ 1. 

(1) Die aus den Erbenzins⸗ und Erbpachtverhältniſſen in den Fehn⸗Kolonien der Provinz 
Hannover entſpringenden Leiſtungen können anderweitig feſtgeſetzt werden, wenn ſie unter den 
gegenwärtigen wirtſchaftlichen Verhältniſſen nicht mehr gerechtfertigt ſind. Sonſtige Beſtimmungen 
der Verträge können abgeändert oder aufgehoben werden, ſoweit dies zur Behebung offenbarer 
Unbilligkeiten erforderlich erſcheint. 

(2) Sit zur Verfügung über die Erbpachtſtelle die Genehmigung des Erbverpächters erforder⸗ 
lich, fo kann fie auf Antrag des Erbpächters erſetzt werden, wenn der Erbverpächter ihre Erteilung 
verzögert oder grundlos verweigert oder von im Vertrag nicht vorgeſehenen Gegenleiſtungen ab⸗ 
hängig macht. 

82. 

Über Anträge auf Grund des § 1 entſcheidet die im Artikel 1 Nr. 2 beſtimmte Einigungsſtelle 
nach billigem Ermeſſen. Die Entſcheidung iſt endgültig; ſie iſt für Gerichte und Verwaltungs⸗ 
behörden bindend. 


§ 3. 


Auf das Verfahren über Anträge nach § 1 finden die Vorſchriften des Reichsgeſetzes über 
die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit ſinngemäß Anwendung. 


Artikel 4. 


Das Geſetz, betreffend die Ablösbarkeit der Erbenzins⸗ und Erbpachtverhältniſſe in den Moor⸗ 
und Fehn⸗Kolonien der Provinz Hannover, vom 2. Juli 1876 (Geſetzſamml. S. 261) wird wie 
folgt geändert: 


Hinter § 4 wird als § 4 a folgende Vorſchrift eingeſtellt: 


S 4 a. 

(1) Auf Antrag der Untererbpächter oder Koloniſten, nach Anhörung des 
zuſtändigen Landesbauernführers auch von Amts wegen, können die im § 3 Abſ. 1 
bezeichneten Leiſtungen für öffentliche oder gemeinnützige Einrichtungen einer 
Gemeinde, einem Zweckverband oder einer öffentlich-rechtlichen Genoſſenſchaft über⸗ 
tragen werden, ohne daß es einer Ablöſung des Erbpachtverhältniſſes bedarf. In 
dieſem Falle vermindern ſich die den Untererbpächtern oder Koloniſten obliegenden 
beſtändigen Abgaben um den Betrag, der dem Werte der Leiſtungen der Erb⸗ 
verpächter (Obererbpächter) entſpricht oder der bei der Feſtſetzung des Aufwertungs⸗ 
ſatzes zur Sicherſtellung der dauernden Forterhaltung der Einrichtungen beſtimmt 
worden iſt (8 23 Abſ. 3 Satz 2 des Geſetzes über die Aufwertung von Erbpachtzinſen 
uſw. vom 28. Dezember 1927 in der Faſſung des Artikels 1 Nr. 3 b dieſes Geſetzes). 
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(2) Beſteht Streit über die Höhe des im Abſ. 1 Satz 2 bezeichneten Betrags, 
ſo entſcheidet auf Antrag einer Partei eine bei dem Amtsgericht in Aurich gebildete 
Einigungsſtelle. Die Einigungsſtelle iſt mit einem Richter als Vorſitzenden und 
zwei nichtrichterlichen Beiſitzern beſetzt. Der Vorſitzende und ſein Stellvertreter 
werden von dem Juſtizminiſter im Benehmen mit dem Landwirtſchaftsminiſter 
aus dem Kreiſe der im Landgerichtsbezirk Aurich planmäßig angeſtellten Richter 
beſtellt, die Beiſitzer und ihre Stellvertreter werden von dem Oberpräſidenten 
(Landeskulturabteilung) in Hannover ernannt, je einer der Beiſitzer wird aus dem 
Kreiſe der Erbverpächter und aus dem Kreiſe der Erbpächter entnommen. Die Ent⸗ 
ſcheidung der Einigungsſtelle iſt endgültig. 


(8) Sind die im § 3 Abſ. 1 bezeichneten Leiſtungen von einer Gemeinde, einem 
Zweckverband oder einer öffentlich⸗rechtlichen Genoſſenſchaft übernommen, jo erfolgt 
die Ablöſung des Erbpachtverhältniſſes nach den allgemeinen Vorſchriften. § 4 
findet keine Anwendung. 


eres 


Für Fehnzwecke geeignetes Land, das Fehn-Geſellſchaften überlaſſen aber der Beſiedlung 
bisher nicht zugeführt iſt, kann im Enteignungsweg für Fehn⸗ oder Siedlungszwecke in Anſpruch 
genommen werden, ohne Rückſicht darauf, ob es den Fehn-Geſellſchaften noch gehört oder nicht. 
Die Enteignung erfolgt durch Beſchluß des Oberpräſidenten (Landeskulturabteilung) in Hannover. 
In dem Enteignungsbeſcheid iſt anzugeben, zu weſſen Gunſten die Enteignung erfolgt. Im 
übrigen finden auf die Enteignung und die Feſtſetzung der Entſchädigung die Vorſchriften des 
Reichsſiedlungsgeſetzes vom 11. Auguſt 1919 (Reichsgeſetzbl. S. 1429) und des Preußiſchen Aus⸗ 
führungsgeſetzes zum Reichsſiedlungsgeſetz vom 15. Dezember 1919 (Geſetzſamml. 1920 S. 31) 
ſinngemäß Anwendung. 

e e e 


Die zur Durchführung dieſes Geſetzes erforderlichen Rechtsverordnungen und allgemeinen 
Verwaltungsvorſchriften erlaſſen der Juſtizminiſter und der Landwirtſchaftsminiſter. Sie ſind 
ermächtigt, Vorſchriften ergänzenden Inhalts zu erlaſſen. 


Die Ausführung des Artikels 5 erfolgt durch den Landwirtſchaftsminiſter. 


Berlin, den 24. Januar 1934. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Darré. 


Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 
verkündet. 


Berlin, den 24. Januar 1934. 
Für den Reichskanzler: 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 
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14071.) Verordnung zur Ausführung des Reichsgeſetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes. Vom 
29. Januar 1934. 

Auf Grund des § 16 Abi. 2 des Geſetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes vom 
14. Juli 1933 (Reichsgeſetzbl. I S. 529) und des Artikels 4 Ab. 1 der Verordnung zur Ausführung 
des Geſetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes vom 5. Dezember 1933 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 1021) wird verordnet: 

§ 1. 

f () Erbgeſundheitsgerichte werden den Amtsgerichten angegliedert, die ihren Sitz am Sitze 
eines Landgerichts haben. Der Bezirk des Erbgeſundheitsgerichts umfaßt die Bezirke der zum 
Landgericht gehörigen preußiſchen Amtsgerichte. 

(2) Ein weiteres Erbgeſundheitsgericht wird dem Amtsgerichte Suhl angegliedert. Der 
Bezirk dieſes Erbgeſundheitsgerichts umfaßt die Amtsgerichtsbezirke Brotterode, Ranis, Schleu⸗ 
ſingen, Schmalkalden, Steinbach⸗Hallenberg, Suhl und Ziegenrück. 


8 2. 
In den Orten, an denen ſich mehrere Amtsgerichte befinden, gelten als Amtsgerichte am 
Sitze des Landgerichts: 


in Altona das Amtsgericht Altona, 


„ Berlin 1 7 Charlottenburg, 

„ Bochum li ᷑qJd0 

„ Dortmund 5 n Dortmund, 

„ Düſſeldorf 7 hr Düſſeldorf, 

„ Duisburg a 5 Duisburg, 

7 Eſſen 7 1 Eſſen, 

„ Frankfurt a. M. 7 5 Frankfurt a. M., 

„ Hagen (Weitf.) 1 5 Hagen (Weſtf.), 

„ Köln 5 5 Köln, 

„ Krefeld⸗Uerdingen a. Rh. „ 0 Krefeld, 

„ Wuppertal m 55 Wuppertal⸗Elberfeld. 
§ 3. 


Erbgeſundheitsobergerichte werden den Oberlandesgerichten für ihren Bezirk angegliedert. 


8 4. 

(1) Die Befugnis zur Beſtellung der Vorſitzenden der Erbgeſundheitsgerichte und ihrer Stell- 
vertreter wird den für die Geſchäftsverteilung bei den Amtsgerichten, die Befugnis zur Beſtellung 
der den Erbgeſundheitsobergerichten angehörenden Mitglieder der Oberlandesgerichte und ihrer 
Stellvertreter den für die Geſchäftsverteilung bei den Oberlandesgerichten zuſtändigen Stellen 
übertragen. 

(2) Die Befugnis zur Beſtellung der ärztlichen Mitglieder der Erbgeſundheitsgerichte wird 
den Landgerichtspräſidenten, für das dem Amtsgerichte Charlottenburg anzugliedernde Erb⸗ 
geſundheitsgericht dem Präſidenten des Amtsgerichts Berlin übertragen; die Beſtellung erfolgt auf 
Vorſchlag des Regierungspräſidenten, in Berlin des Polizeipräſidenten. 

(3) Die ärztlichen Mitglieder der Erbgeſundheitsobergerichte werden auf Vorſchlag des Mi⸗ 
niſters des Innern und des Miniſters für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung durch den Juſtiz⸗ 
miniſter beſtellt. 

e 

Die Mitglieder der Erbgeſundheitsgerichte und der Erbgeſundheitsobergerichte werden für 
die Dauer des Kalenderjahrs beſtellt; erfolgt die Beſtellung nach Beginn des Kalenderjahrs, ſo 
werden die Mitglieder für den Reſt des laufenden Kalenderjahrs und das folgende Kalenderjahr 
beſtellt. 
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§ 6. 
Hinſichtlich der Verwaltung und Dienſtaufſicht gelten die Erbgeſundheitsgerichte als Teil 
des Amtsgerichts, die Erbgeſundheitsobergerichte als Teil des Oberlandesgerichts. 


§ 7. 

Die nichtbeamteten ärztlichen Mitglieder der Erbgeſundheitsgerichte und Erbgeſundheits⸗ 
obergerichte erhalten Reiſekoſten nach den für Beamte der Beſoldungsgruppe A 2b geltenden 
Beſtimmungen. 

§ 8. 

() Der Miniſter des Innern beſtimmt die Anſtalten, in denen die Unfruchtbarmachung aus⸗ 
zuführen iſt; ſoweit es ſich um ſtaatliche Anſtalten handelt, die zum Geſchäftsbereich des Miniſters 
für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung gehören, erfolgt die Beſtimmung im Einvernehmen mit 
dieſem. 

(2) Für Perſonen, die ſich in Unterſuchungshaft, einſtweiliger Unterbringung, Strafhaft oder 
Sicherungsverwahrung befinden, kann der Juſtizminiſter die Krankenhäuſer bei den Gefangenen⸗ 
anſtalten beſtimmen. 

§ 9. 
Die Ausführung der Unfruchtbarmachung iſt dem Erbgeſundheitsgericht anzuzeigen. 


Berlin, den 29. Januar 1934. 


Der Preußiſche Juſtizminiſter. Der Preußiſche Miniſter des Innern. 
In Vertretung: 
Kerrl. Grauert. 


(Nr. 14072.) Bekanntmachung der neuen Faſſung der Verordnung zur Ausdehnung der Pachtſchutz⸗ 
ordnung auf Jagdpacht⸗ und Fiſchereipachtverträge. Vom 25. Januar 1934. 


Auf Grund der den oberſten Landesbehörden durch § 5 der Pachtſchutzordnung des Reichs 
vom 23. Juli 1925 (Reichsgeſetzbl. I S. 152/12. Juli 1927 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 179) und der 
dem Preußiſchen Juſtizminiſter durch Artikel III der Verordnung vom 5. Juli 1933 zur Anderung 
der Verordnung zur Ausdehnung der Pachtſchutzordnung auf Jagdpachtverträge (Geſetzſamml. 
S. 237) und Artikel IV der Verordnung vom 10. Oktober 1933 (Geſetzſamml. S. 372) erteilten 
Ermächtigung wird die Verordnung zur Ausdehnung der Pachtſchutzordnung auf Jagdpacht⸗ und 
Fiſchereipachtverträge in der vom 11. Oktober 1933 an geltenden Faſſung und unter 
Berückſichtigung der Beſtimmungen des § 6 Abſ. 6 und § 8 des Preußiſchen Jagdgeſetzes vom 
18. Januar 1934 (Geſetzſamml. S. 13) nachſtehend bekanntgegeben. 


Berlin, den 25. Januar 1934. 


Der Preußiſche Juſtizminiſter. 
Kerrl. 


Verordnung zur Ausdehnung der Pachtſchutzordnung auf Jagdpacht⸗ und Fiſchereipachtverträge. 


6 1, 
Die Pachteinigungsämter können unter Ausſchluß des Rechtswegs Beſtimmungen der im 
§ 2 der Preußiſchen Pachtſchutzordnung vom 30. September 1925 (Geſetzſamml. S. 141/18. Auguſt 
1927 (Geſetzſamml. S. 169) in der Faſſung der Bekanntmachung vom 19. September 1927 
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(Geſetzſamml. S. 177) bezeichneten Art auch für Verträge treffen, welche die Überlaſſung von 
Jagden oder Fiſchereien oder von Grundſtücken zur Ausübung der Jagd oder Fiſcherei gegen 
Entgelt zum Gegenſtand haben. 

In Fällen dieſer Art finden die Vorſchriften der Preußiſchen Pachtſchutzordnung ent⸗ 
ſprechende Anwendung, ſoweit ſich nicht aus den nachſtehenden Beſtimmungen ein anderes ergibt. 


II. 

Zuſtändig iſt für Sachen dieſer Art ſowohl das im § 16 der Preußiſchen Pachtſchutzordnung 
bezeichnete Pachteinigungsamt als auch das Pachteinigungsamt bei dem Amtsgericht am Sitze des 
übergeordneten Landgerichts. f 

Iſt der Antrag bei erſterem Pachteinigungsamt eingereicht, ſo iſt deſſen Vorſitzender befugt 
und auf das vom Antragsgegner binnen einer Woche nach Bekanntgabe des Antrags an ihn 
(§ 17 Abſ. 2 der Preußiſchen Pachtſchutzordnung) ſchriftlich zu ſtellende Verlangen verpflichtet, die 
Sache an das Pachteinigungsamt am Sitze des Landgerichts zu verweiſen. Die Verweiſung tft 
für das letztere verbindlich. 

Das Pachteinigungsamt am Sitze eines Landgerichts entſcheidet in der nachſtehend unter 
Nr. III geregelten Beſetzung. 

III. N 

Das Pachteinigungsamt am Sitze des Landgerichts wird in Sachen der in Nr. I bezeichneten 
Art tätig in der Beſetzung von einem Amtsrichter als Vorſitzenden und zwei Beiſitzern, die je 
nach der Art des zur Beurteilung ſtehenden Falles zu entnehmen ſind aus dem Kreiſe der Perſonen, 
welche auf dem Gebiete der Jagd oder der Fiſcherei beſondere Sachkunde beſitzen. 

Die Beiſitzer ſind je zur Hälfte den Vertretern der Verpächter und der Pächter zu entnehmen, 
wobei tunlichſt nur ſolche Perſonen zuzuziehen ſind, welche im Landgerichtsbezirk ihren Wohnſitz 
haben. Zum Amte als Verpächterbeiſitzer ſind auch Vertreter und Beamte ſolcher öffentlich⸗ 
rechtlichen Körperſchaften befähigt, die Verträge der in Nr. 1 bezeichneten Art haben. Iſt die 
Körperſchaft ſelbſt Partei, ſo ſind ihre Beamten und Angeſtellten von der Ausübung des Amtes 
als Beiſitzer ausgeſchloſſen. 

IV. f 

Der Regierungspräſident ernennt die Beiſitzer (Nr. III). Er hat die Landwirtſchaftskammer 
und etwa bekannte Berufsvertretungen der Verpächter und Pächter der in Nr. I bezeichneten Art 
ſowie den Provinzjägermeiſter und den Provinzial⸗Fiſchereiverein zuvor zu hören. 

Die Beiſitzer ſind, getrennt nach Verpächtern und Pächtern, zu beſonderen Liſten zu ver⸗ 
einigen: 

a) für Jagdpachten; 

p) für Fiſchereipachten. 

Bei den Beiſitzern zu b) empfiehlt ſich ein Vermerk darüber, ob der Beiſitzer hinſichtlich der Berufs⸗ 
fiſcherei oder der Sportfiſcherei und ob er hinſichtlich der See- und Flußfiſcherei oder hinſichtlich 
der Teichwirtſchaft beſondere Erfahrung beſitzt. ö 


Va 

Die Verordnung tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 

Die Pachteinigungsämter können Beſtimmungen der in Nr. I bezeichneten Art für das zur 
Zeit des Inkrafttretens dieſer Verordnung laufende Vertragsjahr treffen. 

Die Landesjuſtizverwaltung kann beſtimmen, daß neben dem im § 16 der Preußiſchen 
Pachtſchutzordnung bezeichneten Pachteinigungsamte nicht das Pachteinigungsamt bei dem Amts⸗ 
gericht am Sitze des übergeordneten Landgerichts, ſondern das Pachteinigungsamt bei einem 
anderen Amtsgerichte zuſtändig ift, die Verweiſung (Nr. II) erfolgt dann an dieſes Pachteinigungs⸗ 
amt. Für die Zuſammenſetzung gelten auch hier die Vorſchriften der Nr. III und IV. 
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(Nr. 14073.) Verfügung des Juſtizminiſters über die Zuständigkeit von Pachteinigungsämtern im 
Bezirk des Landgerichts Berlin bei Entſcheidungen auf Grund der Verordnung zur Aus⸗ 
dehnung der Pachtſchutzordnung auf Jagdpacht⸗ und Fiſchereipachtverträge in der Faſſung 
vom 25. Januar 1934 (Geſetzſamml. S. 53). Vom 31. Januar 1934. 


Auf Grund der Nr. V der vorbezeichneten Verordnung wird unter Aufhebung der Verfügung 
vom 22. Februar 1923 (Geſetzſamml. S. 46) beſtimmt: 
Als Pachteinigungsamt am Sitze des übergeordneten Landgerichts iſt anzuſehen: 
für die zum Landgericht Berlin gehörigen Amtsgerichte das Pachteinigungsamt bei dem 
Amtsgerichte Charlottenburg. 


Berlin, den 31. Januar 1934. 


Der Preußiſche Juſtizminiſter. 
Kerrl. 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſanumlung veröffentlichte Rechtsverordnungen 
($ 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 —). 
In dem Deutſchen Reichsanzeiger und Preußiſchen Staatsanzeiger Nr. 6 vom 8. Januar 1934 
und im MBliV. Nr. 2 vom 10. Januar 1934 iſt eine Bekanntmachung des Preußiſchen Miniſters des 


Innern vom 30. Dezember 1933, betreffend die Deutſche Arzneitaxe 1934, veröffentlicht, die mit 
Wirkung vom 1. Januar 1934 in Kraft getreten iſt. 


Berlin, den 25. Januar 1934. 


Preußiſches Miniſterium des Innern. 


Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 20. September 1933 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Kreis Oſterode zur Herſtellung eines 
öffentlichen Weges von Bolleinen, Kreis Oſterode, in Richtung Wolka, Kreis Neidenburg, 
bis zur Kreisgrenze 


durch das Amtsblatt der Regierung in Allenſtein Nr. 1 S. 1, ausgegeben am 6. Januar 1934; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 3. Oktober 1933 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Ruhrgas⸗Aktiengeſellſchaft in Eſſen 
zum Bau einer von der beſtehenden Gasfernleitung Niederſchelden-Wiſſen bei Wehbach 
abzweigenden Anſchlußleitung nach Betzdorf 


durch das Amtsblatt der Regierung in Koblenz Nr. 47 S. 207, ausgegeben am 14. Oktober 1933; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 18. Oktober 1933 
über die Erweiterung der Genehmigungsurkunde der Neuhaldensleber Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft 
durch das Amtsblatt der Regierung in Magdeburg Nr. 3 S. 5, ausgegeben am 20. Januar 1934; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 5. Dezember 1933 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Erfurt zur Herſtellung von Er⸗ 
weiterungsbauten der Kaſerne des Reiterregiments 16 


durch das Amtsblatt der Regierung in Erfurt Nr. 52 S. 196, ausgegeben am 30. Dezember 1933; 


5. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 13. Dezember 1933 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Landkreis Greifswald zur Herſtellung 
der weſtlichen Brückenrampe für die Peenebrücke in Wolgaſt 


durch das Amtsblatt der Regierung in Stettin Nr. 51 ©. 330, ausgegeben am 23. Dezember 1933; 
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der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 14. Dezember 1933 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Gütersloh zum Bau einer Um⸗ 
gehungsſtraße für die Fernverkehrsſtraße Nr. 61 zwiſchen Kahlert⸗ und Berliner Straße in 
Gütersloh i 


durch das Amtsblatt der Regierung in Minden Nr. 51 S. 191, ausgegeben am 23. Dezember 1933; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 18. Dezember 1933 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Reichswehrfiskus) für 
Zwecke der Marineverwaltung 


durch das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 2 S. 5, ausgegeben am 13. Januar 1934; 


. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 18. Dezember 1933 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Glogau für den Bau 
und Betrieb einer Privatanſchlußbahn nach dem Rüſterfortgelände 


durch das Amtsblatt der Regierung in Liegnitz Nr. 1 S. 2, ausgegeben am 6. Januar 1934; 


. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 20. Dezember 1933 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die J. G. Farbeninduſtrie, Aktiengeſellſchaft 

in Bitterfeld, für den Bau einer 100 000 Volt⸗Doppelleitung zur Übertragung elektriſcher 

Energie von der Kraftanlage Elektron⸗Süd bei Bitterfeld nach der Fabrikanlage bei 

Aken a. E. und einer 100 000 Volt⸗Abzweigdoppelleitung von der ſüdlich der Fabrik⸗ 

anlage vorüberführenden Hochſpannungsleitung Bitterfeld⸗Diesdorf bei Magdeburg zu 
der Fabrikanlage in Aken a. E. n g 

durch die Amtsblätter der Regierung in Merſeburg Nr. 52 S. 210, ausgegeben am 30. Dezember 


0 1933, und der Regierung in Magdeburg Nr. 52 S. 268, ausgegeben am 30. Dezember 1933. 


Berichtigung. 


Im Preußiſchen Jagdgeſetz vom 18. Januar 1934 (Geſetzſamml. S. 13) muß es 
a) auf Seite 21 Zeile 8 von unten 


ſtatt „finden die SS 19 bis 22 der Konkursordnung“ 
heißen „finden die 88 19 bis 21 der Konkursordnung“, 


b) auf Seite 22 Zeile 4 von oben 1 


ſtatt „auf Grund des Abſ. 2“ 
heißen „auf Grund des Abſ. 3“, 


00 auf Seite 25 Zeile 17 von unten 


ſtatt „Entziehung des Jagdſcheins“ 
heißen „Einziehung des Jagdſcheins“, 


d) auf Seite 26 Zeile 7 von oben 


ſtatt „auf Grund wehrgeſetzlicher Beſtimmungen“ 
heißen „auf Grund geſetzlicher Beſtimmungen“, 


e) auf Seite 29 Zeile 2 von unten 


ſtatt „des Abſchuſſes an Niederwild findet nicht ſtatt“ 
heißen „des Abſchuſſes an Niederwild außer Rehwild findet nicht ſtatt“ 


f) auf Seite 42 Zeile 19 von oben 


ſtatt „aus den SS 114 bis 119“ 
heißen „aus den SS 117 bis 119“, 


g) auf Seite 43 Zeilen 13/14 von unten 


ſtatt „in der durch das Geſetz“ 
heißen „in der Faſſung des Geſetzes“. 
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